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dem derzeitigen Planungsstand davon auszugehen ist, dass die Dichtvorgaben des 
RPS/RegFNP 2010 eingehalten werden. 

Die Planung kann daher i. S. d. § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der Raumordnung an-
gepasst angesehen werden.  

Seitens des Dezernats V 53.1 – Naturschutz, Planung und Verfahren – wird aus Sicht 
des Naturschutzes wie folgt Stellung genommen: 

Von dem Vorhaben werden keine Natur- oder Landschaftsschutzgebiete berührt. Ein Na-
tura-2000-Gebiet ist nicht betroffen, auch kein gesetzlich geschützter Lebensraum.  

Zur Vermeidung Artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist im weiteren Planverfahren 
eine faunistische Kartierung im Bereich der geplanten Bebauung samt angrenzender 
Flächen sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich. Hier sind die artenschutz-
rechtlichen Folgen für besonders und streng geschützte Arten zu ermitteln und die not-
wendigen Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich verbindlich festzulegen.  

Im weiteren Verfahren sind Aussagen zum Umfang und Ausgleich des Eingriffs zu tref-
fen. Die erforderlichen Abstimmungen hierzu sind mit der unteren Naturschutzbehörde 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu treffen. 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Darmstadt - zu 
vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit:  

Gegen den vorgelegten Bebauungsplanentwurf werden keine Einwendungen erhoben. 
Es bestehen Nachforderungen. Folgende Hinweise bitte ich aufzunehmen. 

Oberflächengewässer (Hydrologie)  

Hinweis: Im Geltungsbereich befindet sich ein Tiefbrunnen nach Rohwasseruntersu-
chungsverordnung der Pfungstädter Brauerei. Dieser ist bei Nichtnutzung fachgerecht 
rückzubauen. 
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Grundwasser (Grundwasserschutz/Wasserversorgung)   

Bitte legen Sie die Sicherstellung der Wasserversorgung für das Baugebiet dar. Der ge-
samte Wasserbedarf (Trink-, Betriebswasser) ist zu ermitteln (Jahresmenge und Spit-
zenbedarf). Bei der Bedarfsermittlung ist bereits auf eine sparsame, rationelle Wasser-
verwendung zu achten. Der Nachweis, dass der gesamte Wasserbedarf durch den 
zuständigen Wasserversorger gedeckt werden kann, ist zu erbringen. Es ist darzustellen, 
ob im Rahmen der bestehenden Wasserrechte und der Fördermengen der letzten 5 Jah-
re die Trinkwasserversorgung sichergestellt ist. 

Sollte eine Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser ge-
plant sein, ist eine qualitative Beeinträchtigung des Grundwassers durch diese auszu-
schließen. Das Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Ver-
sickerung von Niederschlagswasser“ sowie das Merkblatt DWA-M 153 
„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu beachten. Die Mäch-
tigkeit des Sickerraums sollte, bezogen auf den mittleren höchsten Grundwasserstand, 
mindestens 1 Meter betragen. 

Das Planungsgebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans 
Hessisches Ried. Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaftungs-
plans Hessisches Ried, mit Datum vom 9. April 1999 festgestellt und veröffentlicht im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen „21 / 1999 S. 1659“ in der Fassung vom 17. Juli 
2006 veröffentlicht im Staatsanzeiger 31 / 2006 S. 1704, zu beachten. Ich bitte Sie, einen 
entsprechenden Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans aufzunehmen. 

In der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist auf das Umweltmerkmal Grundwasser 
angemessen einzugehen: Beschreibung und Bewertung des Bestands (z.B. Grundwas-
serflurabstände, Grundwasserneubildung, Verschmutzungsempfindlichkeit, Bedeutung 
des Grundwasservorkommens), Darstellung der bau-, anlage- und nutzungsbedingten 
Auswirkungen (qualitativ und quantitativ) der Planung auf das Grundwasser (z.B. Ver-
minderung der Grundwasserneubildung, mögliche Stoffeinträge ins Grundwasser, Versi-
ckerung von Niederschlagswasser), Beschreibung der Maßnahmen zur Vermeidung und 
Verminderung der Auswirkungen. 

Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Innenbereich der Stadt 
Pfungstadt an der Eberstädter Straße, Ecke Mühlstraße. Es handelt sich um einen be-
reits derzeit bebauten Bereich von 7,2 ha. Anlass ist die geplante Quartiersentwicklung 
innerhalb und im Umfeld der Pfungstädter Brauerei. Laut Antrag ist noch nicht geprüft, ob 
es sich um ein Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB (beschleunigtes Ver-
fahren) handelt. Die Träger der öffentlichen Belange werden um Stellungnahme auch 
hinsichtlich des Detaillierungsgrad des Umweltberichtes gebeten. Das Plangebiet liegt 
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außerhalb von Wasserschutzgebietszonen, grenzt im Westen jedoch direkt an die Zone 
III.  

Die Grundlage meiner Stellungnahme ist die Arbeitshilfe des HMUKLV „Wasserwirtschaft 
in der Bauleitplanung in Hessen“ vom Juli 2014, die mit dem HMWEVW abgestimmt 
wurde. 

Es handelt sich um ein bereits bestehendes Gebiet, der Anschluss an die öffentliche Ka-
nalisation ist somit vorhanden. Die Kläranlage Pfungstadt ist noch nicht ausgelastet, die 
Mischwasserbehandlungsanlagen entsprechenden den Regeln der Technik. Die Auswir-
kung der Maßnahme bezüglich Kläranlage und Mischwasserentlastungen ist aufgrund 
der bereits derzeit überwiegend versiegelten Planfläche als gering einzustufen. 

Gemäß § 55 (2) WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer ein-
geleitet werden. In den textlichen Festsetzungen wurde hierzu keine Vorgabe gemacht. 
Es ist nur bei den Hinweisen unter C 4 auf den entsprechenden Absatz im WHG verwie-
sen worden. Der Hinweis ist nicht verbindlich genug. Das Planungsgebiet liegt im nördli-
chen Oberrheingraben, der Boden ist für eine Versickerung prinzipiell geeignet. Die Lage 
außerhalb eines Wasserschutzgebietes lässt eine Versickerung von nicht schädlich ver-
unreinigten Niederschlagswasser (wie z. B. Dachflächen) zu. 

In den Festsetzungen sind darüber hinaus keine Vorgaben zur Abflussverzögerung und 
Verringerung des Niederschlagswasserabflusses enthalten. § 37 (4) HWG gibt ferner vor, 
dass Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, von der Person, bei der es anfällt, 
verwertet werden soll. Die Regenwassernutzung ist somit die Regel. Es ist somit zu prü-
fen, ob eine Regenwassernutzung im Rahmen des Bebauungsplanes vorgeschrieben 
wird. Ziffer C 4 bei den Hinweisen ist hier konkret genug. Die Nutzung entlastet die Ab-
wasseranlagen, vermeidet Überschwemmungsgefahren und schont den Wasserhaus-
halt. Eine Abweichung von dieser gesetzlichen Vorgabe ist zu begründen. 

Bodenschutz  

Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sicht wie folgt Stellung: 

1. Nachsorgender Bodenschutz  

Gemäß § 1 (6) Satz 2 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB (Baugesetzbuch) sind bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie die Be-
lange des Bodens zu berücksichtigen. Bei der Aufstellung darf das Problem Bodenbelas-
tungen nicht ausgeklammert werden. Es gilt bei der Beurteilung von Belastungen das 
bauleitplanerische Vorsorgeprinzip und nicht die Schwelle der Gefahrenabwehr. Der Trä-
ger der Bauleitplanung erzeugt ein Vertrauen, dass die ausgewiesene Nutzung ohne Ge-
fahr realisierbar ist. Geht die Stadt Pfungstadt Anhaltspunkten für Bodenbelastungen 
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Immissionsschutz  

Auf das Plangebiet wirken Lärmemissionen ausgehend von gewerblichen Nutzungen wie 
z. B. von der Fa. Rewe, Aldi, Penny, DM, Action usw., dem ZOB sowie Verkehrs-
lärmemissionen durch die angrenzenden Verkehrswege ein.  

Die Höhe dieser Lärmeinwirkungen muss im Rahmen eines schalltechnischen Gutach-
tens untersucht werden. Bei Überschreitungen der vorgeschriebenen Grenz- bzw. Orien-
tierungswerten sind ggf. Lärmschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festzulegen. 

Im Südwesten, im Einmündungsbereich der Mühlstraße in die Kaplaneigasse, befindet 
sich einige Bebauung, die auch gewerblich genutzt wird. Dieser Bereich resultiert aus 
dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Beiderseits der Mühlstraße, Nördlich der 
Kaplaneigasse" festgesetzten Gewerbegebiet. 

In der Schallimmissionsprognose zum Bebauungsplan "Südlich der Brauerei" des Herrn 
Dr. Frank Schaffner, Bericht Nr.: 16-2658/1 vom 16.08.2019 wurden die Gewerbe-
lärmemissionen aus diesem Gebiet auf die geplante Wohnbebauung untersucht mit dem 
Ergebnis, das die TA Lärm Werte überschritten sind. 

Die Eckbebauung soll im Bestand z. Teil erhalten und bauplanungsrechtlich gesichert 
werden. Das würde bedeuten, das eine GE-Fläche mit Bestandsbebauung aus dem o. g. 
Bebauungsplan in ein WA-Gebiet integriert wird. Hierzu sind noch keine Aussagen ge-
macht worden wie dies immissionsverträglich umgesetzt werden soll. 

Für die Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB ist hinsichtlich meines Aufgabengebie-
tes folgendes zu beachten: 

Es sind im Bericht Angaben zu machen, ob und welche Auswirkungen die Planung auf 
benachbarte Flächen haben kann oder ob die Planung selbst Auswirkungen von ent-
sprechend genutzten bzw. geplanten Flächen ausgesetzt sein kann.  

Ergänzend sind Angaben zu Geräuschen (Gewerbe- und Verkehrslärm), Lufthygiene 
(Geruch, Staub), Erschütterungen, Licht, Strahlung, Elektrosmog und Klima zu machen.  

Beim Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung in diesem Verfahren genügt 
soweit nicht anders angegeben, eine allgemeine, zusammenfassende (qualitative) Form 
(Textform). 

Für die bergrechtliche Stellungnahme wurden folgende Quellen als Datengrundlage 
herangezogen: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung:  
- Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010 
- Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG;  

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe:  
- vorliegende und genehmigte Betriebspläne;  
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Begriffserläuterungen  

 

In der Altflächendatei werden grundstücksbezogene Informationen zu Altlasten, 
Altablagerungen, Altstandorten, altlastverdächtigen Flächen, schädlichen Bodenver-
änderungen und Verdachtsflächen vorgehalten. 
 
Genereller Hinweis: 
Nach §8 Abs. 2 des HAltBodSchG sind Daten in der Altflächendatei zeitlich un-

beschränkt aufzubewahren.  

 

Die Stammdaten enthalten die wesentlichen bodenschutz- und altlastenrechtlichen 
Merkmale einer Fläche:  
 
- Die Art der Fläche gibt an, ob es sich um eine Altablagerung, einen Altstandort, 

eine schädliche Bodenveränderung, einen Grundwasserschadensfall oder ein 
Schadens- oder Untersuchungsgebiet handelt. 
 

- Der Status der Gesamtfläche benennt den aktuellen Bearbeitungsstand für das 
gesamte Grundstück.  
Der Status „Altlast -“ bezeichnet Altablagerungen und Altstandorte, wenn durch 
diese schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für den Einzelnen 
oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. 
 

 

Art der Fläche 
 

Altablagerung 

Altablagerungen sind stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen oder sonstige Grund-
stücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind.  
 
Altstandort 

Altstandorte sind Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf 
denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist. In die Altflächen-
datei wird ein Altstandort nur dann aufgenommen, wenn das Gewerbe in der Posi-
tivliste des Wirtschaftszweigkatalogs in der Altflächendatei enthalten ist. 
Allein die Eintragung eines Grundstücks als Altstandort begründet noch keinen Alt-
lastenverdacht im Sinne des BBodSchG.  
 
Sonstige schädliche Bodenveränderung 

Schädliche Bodenveränderungen sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die 

geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Unter sonstigen schädlichen Bo-
denveränderungen werden hier Bodenverunreinigungen und daraus hervorgerufene 
Grundwasserverunreinigungen auf gewerblich und industriell genutzten Grundstü-
cken und bei Unfällen mit umweltgefährdenden Stoffen zusammengefasst, die nach 
BBodSchG untersucht und saniert werden. Dies bedeutet, es handelt sich hier um 
schadstoffbedingte Verunreinigungen, die durch örtliche Stoffeinträge verursacht 
worden sind. 
 
Grundwasserschadensfall 

Der Begriff Grundwasserschadensfall wird für Grundwasserverunreinigungen nach 
§ 57 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) angewendet, die ausschließlich nach 
Wasserrecht zu beurteilen sind. Prüfkriterien sind die Geringfügigkeitsschwellen-
werte nach Anlage 1 der Verwaltungsvorschrift zur Erfassung, Bewertung und Sa-
nierung von Grundwasserverunreinigungen (GWS-VwV). 
 
Schadens- oder Untersuchungsgebiet 

• Ein Schadensgebiet ist eine Fläche oder ein Bereich, auf die oder den mehrere 
Schäden eine gemeinsame Wirkung haben. 

• Ein Untersuchungsgebiet ist eine Fläche oder ein Bereich, auf der oder dem eine 
Untersuchung durchgeführt wird, ohne dass die Untersuchung einer einzelnen 
Schadensfläche (z.B. Altlast) zugeordnet werden kann. 
 
 

Status der Gesamtfläche 
 

Fläche nicht bewertet 

Die von den Gemeinden erhobenen Altablagerungen und Altstandorte werden in der 
Regel zunächst in der Altflächendatei erfasst, ohne dass eine weitere Prüfung der 
Flächen stattgefunden hat. Dieser Status beinhaltet keine Bewertung hinsichtlich des 
Vorliegens einer schädlichen Bodenveränderung oder sonstigen Gefahr. 
 
Adresse/Lage überprüft (validiert) 

Die erste Überprüfung einer Altablagerung oder eines erfassten Altstandortes ist er-
folgt (tatsächliche Nutzung einer Fläche, Betriebszeitraum o.ä.). Der Standort ist mit 
der heute gültigen Adresse und den Koordinaten lokalisiert. Dieser Status beinhaltet 
keine Bewertung hinsichtlich des Vorliegens einer schädlichen Bodenveränderung 
oder sonstigen Gefahr. 
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Anfangsverdacht 

Im Rahmen einer Einzelfallrecherche ist eine vertiefte Aktenauswertung, Ortsbege-
hung, Karten- und Luftbildauswertung, Zeitzeugenbefragung u.ä. erfolgt. Die 
Kenntnisse reichen jedoch für eine Bewertung noch nicht aus, es besteht noch kein 
Verdacht nach § 9 Abs. 1 BBodSchG. Weitere Untersuchungen sind notwendig. 
 
Anfangsverdacht nicht bestätigt 

Im Rahmen einer Einzelfallrecherche ist eine vertiefte Aktenauswertung, Ortsbege-
hung, Karten- und Luftbildauswertung, Zeitzeugenbefragung u.ä. erfolgt. Es liegen 
jedoch keine Anhaltspunkte für eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vor. 
Die Fläche scheidet aus der Bearbeitung aus.  
 
Verdacht 

Flächen, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenveränderungen oder Grundwas-
serverunreinigungen besteht. Weitere Untersuchungen sind erforderlich.  
 
Verdacht aufgehoben 

Der Verdacht ist aufgehoben, wenn sich Anhaltspunkte für schädliche Bodenverän-
derungen oder Grundwasserverunreinigungen nicht bestätigt haben. Es sind keine 
Maßnahmen erforderlich. Die Fläche bleibt dennoch in der Altflächendatei dauer-
haft gespeichert (Auch eine Negativinformation ist eine wichtige Information!) 
 

Altlastverdächtige Fläche 

Altablagerungen und Altstandorte, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenverän-
derungen oder sonstiger Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit besteht. 
Weitere Untersuchungen sind erforderlich.  
 
Altlastverdacht aufgehoben 

Der Altlastverdacht ist aufgehoben, wenn sich Anhaltspunkte für schädliche Boden-
veränderungen oder sonstige Gefahren nicht bestätigt haben. Es sind keine Maßnah-
men erforderlich. Die Fläche scheidet aus der Bearbeitung aus; sie bleibt dennoch in 
der Altflächendatei dauerhaft gespeichert (Auch eine Negativinformation ist eine 
wichtige Information!) 
 
Sanierungsbedarf festgestellt  / Altlast – Sanierungsbedarf festgestellt 

Eine Boden- oder Gewässerverunreinigung macht eine Sanierung erforderlich. 
 

In der Sanierung (Sicherung) / In der Sanierung (Dekontamination) /  

Altlast – in der Sanierung (Sicherung) / Altlast – in der Sanierung (Dekontami-

nation) 

Auf der Fläche werden Maßnahmen zur Sanierung der Boden- und/oder Grundwas-
serverunreinigung durchgeführt. Sicherung bedeutet, dass eine Ausbreitung der 
Schadstoffe langfristig verhindert oder vermindert wird, ohne die Schadstoffe zu be-
seitigen. Dekontamination bedeutet, dass die Schadstoffe beseitigt oder vermindert 
wurden. 
 
Fläche teilsaniert / Altlast – Fläche teilsaniert 

Die Teilsanierung einer Fläche kann auf verschiedene Weise erfolgt sein: 
- flächenbezogen: einzelne Flurstücke oder Teilgrundstücke der Gesamtfläche 

wurden saniert; 
- schadstoffbezogen: einer von mehreren Schadstoffen wurde entfernt; 
- medienbezogen: eines der betroffenen Medien (Boden, Grundwasser, Bodenluft) 

wurde saniert (z.B. Bodensanierung abgeschlossen, Grundwassersanierung läuft 
noch weiter). 
 

Sanierung (Sicherung) abgeschlossen / Sanierung (Dekontamination) abge-

schlossen 

Die Maßnahmen zur Sanierung der Boden- und/oder Grundwasserverunreinigungen 
auf der Fläche sind abgeschlossen. Sicherung bedeutet, dass eine Ausbreitung der 
Schadstoffe langfristig verhindert oder vermindert wird, ohne die Schadstoffe zu be-
seitigen. Dekontamination bedeutet, dass die Schadstoffe beseitigt oder vermindert 
wurden.  
Hinweis: Auch nach einer Sanierung können noch Schadstoffe in Boden oder 
Grundwasser verbleiben. Eventuell können noch Maßnahmen zur Nachsorge erfor-
derlich sein. 
 
Nachsorge 

Wenn nach abgeschlossener Sanierung (Dekontamination) die Schadstoffe vermin-
dert, aber nicht vollständig entfernt wurden, sind ggf. Überwachungsmaßnahmen er-
forderlich; diese können befristet oder dauerhaft notwendig sein.  
Bei Sanierung durch Sicherung ist dauerhaft die Wirksamkeit der Sicherungsele-
mente, z.B. der Deponieabdichtung, zu überwachen.  
 
Nachsorge abgeschlossen / Sanierungsverfahren abgeschlossen 

Die Bearbeitung des Falles ist abgeschlossen. Eine weitere Überwachung ist nicht 
erforderlich. 
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aus dem Trinkwassernetz der Fließdruck 2,5 bar nicht unterschreiten. Gleichzeitig darf der 
Betriebsdruck an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. 
 
Hinweis: Auf Ebene des Baugenehmigungsverfahrens wird keine Festlegung des Löschwasserbedarfs 
mehr getroffen! Dies ist im Zuge der Erschließung durch die Gemeinde festzulegen. 
 

Bei Abweichungen zu der oben genannten Bauart ergeben sich erhöhte Löschwasseranforderungen, 
diese müssen dann von der Gemeinde gemäß §45 Abs. 1 Punkt 2 und Abs.3 HBKG (Hess. Brand- und 
Katastrophenschutzgesetz) dem Bauherrn als Auflage verfügt werden. 

 
Hinweis: In Hessen wurden mit der H-VV-TB 2018 die DIN 14090 unter A.2.2.1 1/1 bauaufsichtlich 
eingeführt und ist in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 
 
Hinweis: Sollten Gebäude ohne baulichen 2.Rettungsweg errichtet werden und die Brüstungshöhe der 
Fenster oder Stellen zum Anleitern über 8m der Geländeoberfläche liegen ist zwingend Punkt 5 der 
Anlage 3 des Bauvorlagenerlasses zu beachten. 
 
 
Jugendhilfeplanung 

 
Bei oben genanntem Verfahren wird von einem Anwachsen der Bevölkerung in Pfungstadt 
ausgegangen. Die Wanderungsbewegungen im Landkreis Darmstadt-Dieburg sind stark von der 
Familienwanderung, also von Eltern(-teilen), die mit ihren Kindern umziehen, geprägt (vgl. Landkreis 
Darmstadt-Dieburg Statistik-Journal Nr. 09, April 2019). Daher ist ein Zuzug von Familien mit Kindern 
im Kita-Alter zu erwarten. Die zusätzlich in der Kindertagesbetreuung zu versorgenden Kinder sollten 
bei der Bedarfsplanung berücksichtigt werden, um ein bedarfsgerechtes Angebot zu gewährleisten. 
 

 

Landwirtschaft 

 

Aus Sicht der vom Fachgebiet Landwirtschaft zu wahrenden öffentlichen Belange der Landwirtschaft / 
Feldflur bestehen zu o.g. Planung keine grundsätzlichen Bedenken, da es sich um eine 
Innenentwicklung handelt. 
 
Aktuell wird im Süden eine Teilfläche als Wiese genutzt. Aufgrund dessen ist der Bewirtschafter in die 
Planung frühzeitig mit einzubeziehen. Wir regen an, dass die Fläche so lange wie möglich als Wiese 
genutzt werden kann. 
 
Mit Bezug auf §1a (2) BauGB regen wird an, dass bei neuer Wohnbebauung die bauliche Dichte 
(Wohneinheiten/ha) in Anlehnung an den Regionalplan Südhessen 2010 eingehalten wird. Der 
sparsame Umgang mit Grund und Boden schont die Inanspruchnahme von Landwirtschaftsflächen. 
 
Aus unserer Sicht kann der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Wir haben 
keine Hinweise zum Umfang des Umweltberichtes. 
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Sollten im Verlauf des Verfahrens naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen notwendig 
werden, empfehlen wir, die Grundsätze der Kompensationsverordnung (§ 2 Abs. 7 KV) zur Schonung 
wertvoller landwirtschaftlicher Böden zu beachten. 
 

 

Gewässer- und Bodenschutz 

 

Das Vorhaben liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes. 
 
Das Vorhaben liegt außerhalb eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes im Sinne des §76 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). 
 
Das Vorhaben liegt im räumlichen Geltungsbereich des „Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches 
Ried“ (StAnz. 21/1999 S. 1659). Vom Planungsträger sind die stark schwankenden Grundwasserstände 
zu beachten. Insbesondere im Hinblick einer Vermeidung von Gebäudeschäden in Siedlungsbereichen 
sind bei der Standortwahl und der Bauweise die Gefahren durch grundwasserbedingte Setzungen 
infolge Austrocknung und Schrumpfung von Bodenschichten mit setzungsempfindlichen organischen 
Bestandteilen oder Vernässungen durch zu hohe Grundwasserstände zu berücksichtigen. 
 
In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird in der Nummer 6. geschrieben, dass für die 
Einleitung von Niederschlagswasser aus betrieblich genutzten Flächen bei der zuständigen 
Wasserbehörde eine Einleiteerlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz zu erteilen ist.  Eine Versickerung 
ist nur erlaubnisfrei, wenn nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser, breitflächig über die 
bewachsene, belebte Bodenzone versickert werden kann. 
 
Es wird empfohlen, die stofflichen und hydraulischen Voraussetzungen für eine Einleitung ins 
Grundwasser oder in ein Oberflächengewässer eigenverantwortlich im Vorfeld zu überprüfen und den 
Hinweis die Erkenntnisse in die textliche Festsetzung zum Bebauungsplan aufzunehmen. Eine Einleitung 
ins Oberflächengewässer bedarf je nach Sachverhalt ebenfalls einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
Sollte eine Versickerung von Niederschlagswasser geplant sein, empfehlen wir, explizit auch die 
hydrogeologische Situation im Vorfeld zu erkunden und zu prüfen, ob die erforderliche 
Untergrunddurchlässigkeit und der Grundwasserflurabstand überhaupt eine Versickerung zulassen. 
 
Wenn Arbeiten zur Herstellung von Bauwerken, Aufschlüssen und Bodenerkundungen oder Eingriffe in 
den Boden erfolgen, die mittelbar oder unmittelbar Auswirkungen auf Grundwasser haben, handelt es 
sich um anzeigepflichtige Vorhaben nach § 49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) oder ggf. 
erlaubnispflichtige Benutzungen (s. §§ 9 u. 8 des WHG). 
 
Temporäre Grundwasserentnahmen bedürfen der Anzeige. Wenn die Entnahme größer als 3600 m³/a 
ist), bedarf sie nach § 29 Abs. 1 des Hessischen Wassergesetzes (HWG der wasserrechtlichen Erlaubnis 
(s. auch § 8 des Wasserhaushaltsgesetz). 
 
Die Funktionen des Bodens sind nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. 
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Beim Verwerten von Bodenmaterial gilt beim Auf- und Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare 
Bodenschicht sowie deren Herstellung die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
in Verbindung mit der Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV.  
 
Bei der Verwertung von Bodenmaterial außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht wird zwischen 
der Herstellung einer natürlichen Bodenfunktion und der Verwertung in technischen Bauwerken 
unterschieden. Bei technischen Bauwerken gelten die technischen Regeln der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, sie liefern Werte hinsichtlich Verwertung und Entsorgung von 
Bodenmaterial. 
 
 
Untere Naturschutzbehörde 

 

Nach eingehender Prüfung der vorgelegten Unterlagen ist die Untere Naturschutzbehörde zu folgender 
Einschätzung der durch sie zu wahrenden Belange gelangt: 
 
Durch die Änderung des FNP von „Mischbebauung“ zu „Wohnbebauung“ im südlichen Teil des 
Geltungsbereichs und von „Gewerblicher Nutzung“ zu „Mischbebauung“ im nördlichen Teil des 
Geltungsbereichs sind keine von der Unteren Naturschutzbehörde zu wahrenden Belange betroffen. 
 
Die weitere Bauleitplanung in Form des Bebauungsplans „Pfungstädter Stadtgärten – Alte Brauerei“ sieht 
die Konversion des ehemaligen Brauereigeländes und der südlich angeschlossenen Fläche vor. Durch 
Abbrüche von gewerblichen Gebäuden,  Entsiegelung von Flächen und die Anlage von öffentlichen und 
privaten Grünflachen ist naturschutzfachlich durchaus eine Aufwertung des Areals möglich. 
Doch obwohl es sich um eine rein innerstädtische Entwicklungsfläche handelt, ist das Vorkommen 
geschützter Arten nicht vollständig auszuschließen. Der Park der Villa im Osten bietet nicht nur 
heimischen Brutvögeln ein Habitat, die Baumhöhlen der alten Parkbäume können auch Fledermäusen 
als Lebensstätte dienen. Ein besonderes Augenmerk in Bezug auf Fledermäuse ist auch auf die 
Industriehallen und vor allem die historischen Kellergewölbe zu legen. Vor allem tiefe Keller, die 
ganzjährig nahezu die gleiche Temperatur aufweisen, können bedeutsame Winterquartiere für 
Fledermäuse sein. Die Untere Naturschutzbehörde verweist daher auf die dringende Notwendigkeit, die 
Keller im Zuge des weiteren Verfahrens auf Fledermausvorkommen untersuchen zu lassen. In 
geringerem Maße dringend, aber ebenso angeraten, ist die Untersuchung der weniger genutzten 
Gebäude des Brauereibetriebs, vor allem die Dachböden der historischen Gebäude. 
Des Weiteren bietet die Freifläche im Süden des Plangebiets, trotz der Innenstadtlage, womöglich 
Zauneidechsen Habitatstrukturen. Auch dies ist, mindestens im Rahmen einer Habitatpotentialanalyse 
zu überprüfen. 
Die Pflanzliste und die Festsetzungen zur Beleuchtung werden durch die Untere Naturschutzbehörde 
begrüßt.  
 
 
Altlasten 

 
Laut KGIS liegen Altlasteneinträge vor. Die Steckbriefe sind beigefügt. 
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Soziales und Teilhabe 

 
„…Im Hinblick auf Lage und Größe kann ein zukunftsweisendes Quartier mit hoher Lebensqualität 
geschaffen werden und von Beginn an auch ökologische Aspekte z. B. in den Themenfeldern Mobilität und 
Stellplätze, Niederschlagswasserwasserbewirtschaftung und Flächenentsiegelung, Gebäudeeffizienz und 
Erneuerbare Energien miteinbezogen werden. Gleichfalls soziale Aspekte, wie die Errichtung bezahlbaren 

Wohnraums oder Angebote für ältere und ganz junge Menschen (Alteneinrichtung bzw. KiTa) sowie 
kulturelle Angebote (erlebbare Räume, Gastronomie, Veranstaltungen, Museen, Bibliothek etc.) spielen eine 
wesentliche Rolle und können in das Gesamtkonzept integriert und insbesondere mit dem Initiator 

vertraglich gesteuert werden, so dass letztlich auch die Stadt eine gewisse Wertschöpfung erfährt. Die 
kommunale Planungshoheit verbleibt hingegen uneingeschränkt bei der Stadt Pfungstadt, woraus 
dezidierte Einflussmöglichkeiten auf das Planungsgeschehen gesichert bleiben….“ 
Quartier: 
Die steigenden Bodenpreise und Mieten erschweren zunehmend mehr Menschen die Suche nach 
Grundstücken und Wohnraum. Es sollten verstärkt Flächen für gemeinwohlorientierten Wohnungsbau 
geprüft und aktiviert werden. 
Die Stadt Pfungstadt sollte ausgewählte Grundstücke auch gemeinschaftlichen Wohnprojekten zur 
Verfügung stellen. So könnte eine lebendige Vielfalt in diesem Stadtquartier erreicht werden. Diese 
könnten im Rahmen eines Konzeptverfahrens vergeben werden. Grundlage der Vergabe im 
Konzeptverfahren sollten festgelegte Qualitätskriterien und nicht das höchste Kaufangebot sein. 
Konzeptverfahren können sich sowohl an Gebietsentwickler bzw. Bauträger und 
Wohnungsbaugesellschaften als auch an Wohngruppen, Baugemeinschaften und Baugenossenschaften 
richten. Qualitätskriterien können städtebauliche Vorgaben und Mobilitätskonzepte, energetische und 
ökologische Konzepte, Nutzungskonzepte, Architektur, Materialanforderungen etc. sein. 
 
Um den Bedarf von sozialwohnungssuchenden Haushalten nachzukommen, sollte  festgelegt werden, 
dass bei der Errichtung von Wohngebäuden auf mindestens 30 % der Bruttogeschossfläche Wohnungen 
erstellt werden, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung errichtet werden könnten.  
 
Wohnen/Gebäude 
Für geplante Gebäude, muss die Möglichkeiten der Nutzung und Zugänglichkeit für alle Menschen (mit 
Seh-, Hörbehinderung, Blindheit, mit motorischen oder kognitiven Einschränkungen, mit 
Mobilitätshilfen, Kinderwagen, usw.) gegeben sein und sollten nach den anerkannten Regeln der Technik 
barrierefrei gestaltet werden. Unter Beachtung des demographischen Wandels und dem Gedanken der 
Inklusion sowie dem Aspekt der lebenslangen Bewohnbarkeit einer Immobilie sollte u.a. bei der 
Aufstellung des Bebauungsplans folgende Punkte unter Hinweise aufgeführt werden: 
Barrierefreie und rollstuhlgerechte Bauweise im allen Gebäuden inkl. der Zugänge und Außenanlagen. 
Alle Erdgeschosswohnungen (Räume)  sollten nach den Anforderungen der DIN 18040 R errichtet 
werden.  
 Zur Bewertung der Barrierefreiheit gelten die Anforderungen der DIN 18040 und der HBO. 
 
Öffentlicher Bereich: 
Solidarisch betrachtet ist die Schaffung von Möglichkeiten zur Teilhabe am öffentlichen Leben für alle 
Menschen, insbesondere für Menschen mit Einschränkungen durch vorrausschauendes, barrierefreies 
Planen bei den öffentlichen Straßen- und Verkehrsflächen ein Pluspunkt für Ihre Kommune. Besondere 
Beachtung gilt den nachfolgenden aufgeführten Punkten: 
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 abgesenkte Bürgersteige besonders bei Grundstückszugängen und Übergangswegen 
 breite Bürgersteige z.B. für Rollstuhlfahrer  
 Taktile, visuell kontrastreiche und akustische Leitsysteme 
 Barrierefreie Zugänge zu den öffentlichen Verkehrsmitteln (z.B. Bushaltestellen) 
 Ausreichende Beleuchtung bei allen öffentlichen Flächen 

 
Wir bitten dies bei der weiteren Umsetzung zu beachten. 
 
 
 

 

 

Fazit: 
Die Stadt Pfungstadt könnte in diesem Quartier aktiv dazu beitragen innovative Wohnquartiere für alle 
Bevölkerungsgruppen zu gestalten und gleichzeitig dem wachsenden Wunsch in der Bevölkerung nach 
gemeinschaftlichem Wohnen zu entsprechen. 
Durch die angespannte Immobilienmarktsituation wird so die Möglichkeit eröffnet, nachhaltige, 
barrierefreie und bezahlbare Wohn- und Lebenskonzepte zu realisieren und eine neue Form der 
Eigentumsbildung zu schaffen. Besondere städtebauliche, barrierefreie, ökologische und 
architektonische Wohnlösungen, zukunftsweisende Mobilitäts-und Energiekonzepte sowie belebende 
Gemeinschaftsnutzungen und Aktivitäten tragen zu lebendigen und nachhaltigen Quartieren bei. 
Es ist wünschenswert, bei der Vorgabe der baurechtlichen Bestimmungen und den städtebaulichen 
Entwicklungskonzepten einer Kommune darauf zu  achten, dass ein barrierefreies, inklusives, 
zukunftsweisendes und strukturell durchmischtes Bauen bei  den Planungen von allen Gebäuden, 
Außenanlagen, Verkehrsflächen, Landschafts- und Grünanlagen Berücksichtigung findet. Eine 
Hinwirkung in den Festlegungen/Hinweisen eines Bebauungsplanes, dem Konzept des Initiators oder 
den städtebaulichen Verträgen ist sehr zu begrüßen. 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 

 

Der bauliche Kernbereich der Pfungstädter Brauerei umfasst folgende Gebäude, die eine bauliche als 
auch gestalterische Einheit bilden: Der um 1856 errichtete Verwaltungsbau (Eberstädter Straße 89) mit 
angrenzendem zweiteiligen Schalander (Mühlstraße 10) sowie das südwestlich gelegene Sudhaus aus 
dem Jahre 1908. Im Süden des Sudhauses liegt zudem das 1869 entstandene Kessel- und 
Maschinenhaus. In unmittelbarer Umgebung befindet sich der Rest des 1873 errichteten Schornsteins. 
Gerahmt wird das Areal im Norden und Süden durch zwei architektonisch ähnlich gestaltete Wohnsitze 
des Firmengründers bzw. Gründernachfolgers: Mühlstraße 14 und Eberstädter Straße 95. Die aus den 
benannten Bauteilen bestehende Sachgesamtheit ist aufgrund ihrer hohen orts- und 
wirtschaftsgeschichtlichen Bedeutungen, als auch als eindrucksvolles Beispiel zeitgenössischer 
Industriearchitektur um die Wende zum 20. Jahrhundert Kulturdenkmal gemäß § 2 Abs. 1 HDSchG. 
 
Aus denkmalschutzrechtlicher Sicht gibt es in einigen Bereichen erhebliche Bedenken. Dies betrifft vor 
allem den zur Zeit vorhandenen Innenhofbereich zwischen Verwaltungsbau, Schalander und Sudhaus. 
Der Hof wird durch die geplanten Neubauten, deren Stellung und Höhe sowie die Ausrichtung in die 
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Freifläche hinein in nachhaltiger und nicht hinnehmbarer Weise gestört. Die Planung ist in diesem 
genannten Bereich grundlegend zu überarbeiten. 
Die Festsetzungen für Gestaltung und Höhe der geplanten Neubebauung anstelle des heutigen 
Anwesens Mühlstraße 12 und dessen anschließende Bebauung bis zum Sudhaus müssen wesentlich 
konkreter gemacht werden. Hier sind Geschossigkeit, Dachform, Trauf- und Firsthöhen festzusetzen. Eine 
Einfahrt in eine Tiefgarage ist an dieser Stelle denkmalschutzrechtlich nicht genehmigungsfähig. 
 
Unterhalb des historischen Kernbereiches befinden sich monumentale Gewölbekeller mit dekorativen 
Stützen, teilweise auch mit würfelartigen Kapitellen, denen eine künstlerische Bedeutung zukommt. Das 
komplexe Kellersystem wurde über die Jahrzehnte sukzessive erweitert und stellt einen zentralen 
Funktionsbereich der Brauerei dar. Dieser Funktionsbereich ist vollständig zu erhalten und im Rahmen 
der neuen baulichen Zusammenhänge einzubinden. Ggf. können die Keller überbaut werden, wobei 
dafür konkrete Planungen vorzulegen sind. Für die Beurteilung und Bewertung der Einzelkeller regen wir 
an, eine Untersuchung von einem geeigneten Bauforscher durchführen zu lassen. Diese Untersuchung 
kann konkretere Aussagen zu den Bau- und 
Entstehungszeiten liefern. Die oberirdische Neubebauung hat die unterirdischen Kulturdenkmale mehr 
zu berücksichtigen. 
 
Das Kulturdenkmal Mühlstraße 14, die Villa, liegt eingebettet in einer denkmalwerten Grünfläche. Der 
repräsentative Wohnsitz des Gründernachfolgers Julius Ulrich wurde 1860 errichtet und 1876 erweitert. 
Der einst parkartig gestaltete Garten mit Teich ist in seiner Ausdehnung ein wichtiger Wirkraum des 
Gebäudes und als solcher zu erhalten. Diese ist von Bebauung freizuhalten. Insofern ist die Platzierung 
eines Neubaus im Park denkmalschutzrechtlich nicht genehmigungsfähig. Ebenso Teil des 
Denkmalbestandes ist die an der Mühlstraße 
gelegene Einfriedung. Denkmalschutzrechtliche Bedenken gegen den Neubau südlich des 
Maschinenhauses werden zurückgestellt, wobei die Höhe des Baukörpers im Verhältnis zur umgebenden 
Bebauung darzustellen und abzustimmen ist. 
 
Im Gebiet MU 2 ist der geplante siebengeschossige Baukörper in unmittelbarer Nähe südlich der Villa 
an der Eberstädter Straße denkmalschutzrechtlich nicht genehmigungsfähig. Durch seine Höhe tritt er 
in nicht hinnehmbarer Weise in Konkurrenz mit dem Sudhaus. Das architektonisch wirksame Sudhaus 
wurde 1908 errichtet, um den Rang der Brauerei als Großherzoglich-Hessischen Hoflieferanten zu 
unterstreichen. Zeitgemäß wurden an diesem hohen Gebäude neuklassizistische und neubarocke 
Architekturelemente miteinander kombiniert, wodurch das Gebäude auf dem Gelände fernwirksam in 
Erscheinung tritt und zum markantesten 
Bestandteil des Kerngeländes wird. Der siebengeschossige Baukörper nimmt dem Kulturdenkmal seine 
das Gebiet bestimmende Dominanz. 
 
Ganz allgemein muss die auf Seite 41 der Begründung dargestellte Schemazeichnung zur 
Vollgeschossregelung angesprochen werden. In der dargestellten Form führt das Staffelgeschoss auf 
drei seiner Gebäudeseiten zu einer 
wahrgenommenen Viergeschossigkeit. Bei Gebäuden mit Satteldach wird durch den Betrachter stärker 
die Traufhöhe wahrgenommen als die Firsthöhe. Es sind deshalb unbedingt im Bereich der historischen 
Bebauung innerhalb der Brauerei die Gebäudehöhen sehr genau und detailliert zu betrachten und in 
ihrer Höhenentwicklung auf die Kulturdenkmale abzustimmen. Sofern Staffelgeschosse in diesen 
Bereichen vorgesehen werden, sind diese allseitig abzustaffeln. 
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Hinweis: 
Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des 
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege. 
Zur gesonderten Stellungnahme oder zu den Belangen des Bodendenkmalschutzes und der 
Bodendenkmalpflege verweisen wir auf die erforderliche Stellungnahme der hessenArchäologie im 
Landesamt für Denkmalpflege als Träger öffentlicher Belange gemäß § 5 Abs. 2 Punkt 2 HDSchG. 
 
 

Untere Verkehrsbehörde 

 
Gegen die vorliegende Planung bestehen keine Bedenken. 
Es ist allerdings darauf zu achten, dass ausreichend Stellplätze für das Plangebiet aus- und nachgewiesen 
werden. 
Durch den vorgesehenen Ausschluss des motorisierten Individualverkehrs in weiten Bereichen des 
Plangebiets kann grundsätzlich auf breite öffentliche Verkehrsflächen verzichtet werden. Zu beachten ist 
dabei aber auch, dass Rettungswege für Einsatzfahrzeuge (Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste) 
ausgewiesen werden müssen. 
 
Zudem sollte in der Planung ausreichend Verkehrsfläche für die noch zugelassenen Verkehrsarten (z. B. 
auch Lastenfahrräder) nachgewiesen werden. 
 
 
Bauaufsicht (Az. 410-2570/2022/P) 

 
Zu dem o. a. Verfahren werden seitens der Bauaufsicht folgende Anregungen vorgetragen: 
 
Planteil: 
 
Im Planteil vermissen wir die Eintragung von Verkehrsflächen, beispielweise besonderer 
Zweckbestimmung. Sollte das Baugebiet als ein großes Grundstück bebaut werden, könnte darauf 
verzichtet werden, aber es ist davon auszugehen, dass hier Teilungen erfolgen werden, dann wären 
sämtliche Baufelder, die nicht an die öffentlichen Verkehrsflächen liegen von der Erschließung 
ausgeschlossen. 
 
(Beispiel: Im B-Plan in der neuen Lincoln-Siedlung Darmstadt, die den PKW-Verkehr weiträumig 
ausschließt, sind Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt.) 
Ausschnitt B-Plan Lincoln-Siedlung: 
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Im WA-Gebiet gibt es keine Flächen für Gemeinschaftsgaragen oder Stellplätze. Hier sind keine 
Gemeinschaftsgaragen oder Stellplätze vorgesehen?  
 
Die Überbaubaren Flächen (Baufester) sind teilweise  nicht vollständig vermaßt. Um die Eindeutigkeit zu 
gewährleisten empfehlen wir die fehlenden Vermaßungen einzutragen. 
 
Textteil: 
 
Festsetzung MU: 
Entgegen den Ausführungen in der Begründung, halten wir es keineswegs für überflüssig 
Konkretisierungen über die erwünschte Durchmischung innerhalb der MU1 und MU2 Gebiete 
festzusetzen.  
Sowohl für die Planer als auch für die Prüfung ist eine Klarstellung u. E. unbedingt erforderlich. Eine 
Gliederung muss nicht vertikal erfolgen, sondern kann auch horizontal festgelegt werden. 
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Aus den Festsetzungen sollte hervorgehen, dass im MU1 die Nutzungen, die nicht dem Wohnen dienen  
in diesem Teilbereich überwiegend untergebracht werden sollen und dass im MU2 auch eine reine 
Wohnnutzung zulässig ist. Es wird angeregt festzusetzten, dass im MU1 zu einem näher zu 
bestimmenden Anteil (beispielsweise) Nutzungen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke zulässig sind. 
Dies würde zu einer Planungssicherheit führen und ermöglichen, dass Bauvorhaben auch im Verfahren 
gem. § 64 HBO durchgeführt werden können, da Klarheit über die Art der Durchmischung besteht. 
Hinweis: betreutes Wohnen zählt zur Nutzung Wohnen. 
 
Der generelle Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben, die nicht einem gesundheitlichen Zweck dienen, 
würde zur Folge haben, dass auch kein Bäcker, kein Metzger usw. in diesem Baugebiet zulässig wäre. 
Wir regen an, diese Festsetzung noch einmal zu überdenken. 
 
Allgemeine Anmerkungen: 
In diesem Baugebiet können sich keine Menschen mit Gehbehinderung, die auf ein PKW angewiesen 
sind, ansiedeln, da hierfür keine Ausnahmen zulässig sind.  
 
Wir weisen darauf hin, dass die hier aufgeführten Bedenken und Anregungen nach einer überschlägigen 
Betrachtung gelistet wurden und mit hinreichender Sicherheit keine abschließende Aufzählung 
darstellten. 
 
 
Polizeipräsidium Darmstadt 

 

Nach Durchsicht der eingestellten Unterlagen bestehen aus verkehrspolizeilicher Sicht grundsätzlich 
keine Bedenken gegen das Bauvorhaben nach dem derzeitigen Planungsstand. 
  
In Anbetracht der Größe des Plangebietes und der beabsichtigten Anzahl an Wohneinheiten, 
Mehrfamilienhäusern, Gewerbe und sozialen Einrichtungen sollte im Rahmen der weiteren Planung ein 
Verkehrs- und Leistungsfähigkeitsgutachten insbesondere der Knotenpunkte auf den Zufahrtswegen 
erstellt werden.  
  
Bei der Planung von Gemeinschaftsgaragen wird bereits vorab dringendst empfohlen eine ausreichende 
Anzahl an Stellplätzen einzuplanen. Die aktuell gültige Stellplatzsatzung sollte als Planungsgrundlage 
dienen. Ein verringertes Angebot der Stellplätze führt erfahrungsgemäß zu einer Verdrängung des 
ruhenden Verkehrs in umliegende Straßen und Flächen und zu teilweise problematischen 
Verkehrssituationen und daraus resultierenden Beschwerdelagen. Neben den Gemeinschaftsanlagen 
sollte auch eine ausreichende Anzahl an öffentlichen Stellplätzen geplant werden, da diese für 
Besucherverkehr, Lieferverkehr oder Handwerker unverzichtbar sind. Insbesondere gilt dies für das 
geplante Alten- und Pflegeheim sowie das betreute Wohnen. Mobilitätseingeschränkten Menschen ist 
der Fußweg von den Gemeinschaftsgaragen zu den Wohngebäuden generell nicht zuzumuten. Dies gilt 
es auch bei sämtlichen Wohngebäuden zu bedenken. Die Stellplatzsatzung der Stadt Pfungstadt sieht 
eine Maximalentfernung von 300 Metern zu den Wohngebäuden vor. Vor dem Hintergrund der 
Veränderung der Antriebssystem von Pkw sollte auch die Herstellung von Lademöglichkeiten für 
Elektrofahrzeuge bereits in der Planung berücksichtigt werden. 
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Stand der letzten Gewerbe-Datenerfassung April 2010  /  Bearbeitungsstand der Validierung Oktober 2010  /   17.08.2012  

Abschlussprogramm  
kommunale Altlastenbeseitigung 

 
Ortsbesichtigung Altstandorte 

 
Eigenbetrieb für Gebäude-  

und Umweltmanagement  

des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Lageplan  1 : 500 Pfungstadt / Pfungstadt 

Altis-Nr.        Aktenzeichen 6432018-1121-0235 

Lage Eberstädter Straße 89  /  Pfungstadt  11436

 

 



Abschlussprogramm kommunale Altlastenbeseitigung 
Fortschreibung und Validierung der Altflächendatei (Altstandorte) des Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Erfassungsformular Ortsbesichtigung Altstandorte – Pfungstadt Datum der Erstellung: 20.09.2010 

Erfassungsformular / 12.10.2010  / Eberstädter_Straße_089_0011436_E2  

Eberstädter Straße 89 / Pfungstadt 0011436 

Altis-Nr.:   Aktenzeichen: 6432018-1121-0235 

Bezeichnung Goldschmiedemeister  

Info zur Lage Geometrie geändert (Fläche verkleinert)  

Grundstück wurde begangen ja [  ]  nein [x]  Grundstück vollständig einsehbar ja [  ]  nein [x] 

1. Optische Auffälligkeiten / Vorkommnisse  Hinweis: Keine Angabe bedeutet unbekannt 

Sichtbare Kontamination ja [  ]  nein [x] Leerstehende Gebäude ja [  ]  nein [x] 

Freiliegende Abfälle/Lager ja [  ]  nein [x] Freiliegendes Gebinde ja [  ]  nein [x] 

Aufhaldung ja [  ]  nein [x] Grube ja [  ]  nein [x] 

Tank ja [  ]  nein [x] Umbau nach vermuteter Nutzung ja [  ]  nein [x] 

Fläche ist umzäunt ja [x]  nein [  ] Offener Zugang zur Fläche ja [  ]  nein [x] 

Augenscheinlicher Zustand  geordnet [  ] verwahrlost [  ] 

Grundstückszustand   

2. Aktuelle Nutzungen auf der Fläche   

 Wohnbebauungsfläche [  ] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [x]

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [  ] 

Bemerkungen Aktuell: Pfungstädter Privatbrauerei  

3. Aktuelle Nutzungen auf benachbarten Grundstücken  

 Wohnbebauungsfläche [x] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [x] 

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [x] 

Bemerkungen   

4. Ergebnis der Standortprüfung  

 Ausscheiden [x] Gewerbe wurde auf dieser Fläche nicht betrieben [  ] 
 Gewerbe wurde betrieben, aber nicht im altlastenrelevanten Umfang [x] 

 Gezielte Datennacherhebung [  ] Ortsbegehung erforderlich [  ] 
 weitere Aktenauswertung erforderlich [  ] 

 Altlastenverdacht wahrscheinlich [  ] Gewerbe wurde im altlastenrelevanten Umfang betrieben [  ] 
  Altlastenrelevante Auffälligkeiten oder Vorkommnisse [  ] 

 Zeitzeugenbefragung erforderlich [  ] 

Hinweis Beschreibung  

Bearbeiter / Bearbeiterin Umweltinstitut Offenbach (UIO), Jörg Dürrfeld  Datum 15.06.2010  





 

Stand der letzten Gewerbe-Datenerfassung April 2010  /  Bearbeitungsstand der Validierung Oktober 2010  /   17.08.2012  

Abschlussprogramm  
kommunale Altlastenbeseitigung 

 
Ortsbesichtigung Altstandorte 

 
Eigenbetrieb für Gebäude-  

und Umweltmanagement  

des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Lageplan  1 : 500 Pfungstadt / Pfungstadt 

Altis-Nr.        Aktenzeichen       

Lage Eberstädter Straße 95  /  Pfungstadt  9594

 

 





 

Stand der letzten Gewerbe-Datenerfassung April 2010  /  Bearbeitungsstand der Validierung Oktober 2010  /   17.08.2012  

Abschlussprogramm  
kommunale Altlastenbeseitigung 

 
Ortsbesichtigung Altstandorte 

 
Eigenbetrieb für Gebäude-  

und Umweltmanagement  

des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Lageplan  1 : 500 Pfungstadt / Pfungstadt 

Altis-Nr.  432.018.040-001.028 Aktenzeichen 6432018-1121-0041 

Lage Kaplaneigasse 56  /  Pfungstadt  2273

 

 



Abschlussprogramm kommunale Altlastenbeseitigung 
Fortschreibung und Validierung der Altflächendatei (Altstandorte) des Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Erfassungsformular Ortsbesichtigung Altstandorte – Pfungstadt Datum der Erstellung: 20.09.2010 

Erfassungsformular / 12.10.2010  / Kaplaneigasse_056_0002273_E2  

Kaplaneigasse 56 / Pfungstadt 0002273 

Altis-Nr.: 432.018.040-001.028  Aktenzeichen: 6432018-1121-0041 

Bezeichnung   

Info zur Lage   

Grundstück wurde begangen ja [  ]  nein [x]  Grundstück vollständig einsehbar ja [  ]  nein [x] 

1. Optische Auffälligkeiten / Vorkommnisse  Hinweis: Keine Angabe bedeutet unbekannt 

Sichtbare Kontamination ja [  ]  nein [x] Leerstehende Gebäude ja [  ]  nein [x] 

Freiliegende Abfälle/Lager ja [x]  nein [  ] Freiliegendes Gebinde ja [  ]  nein [x] 

Aufhaldung ja [  ]  nein [x] Grube ja [  ]  nein [x] 

Tank ja [  ]  nein [x] Umbau nach vermuteter Nutzung ja [  ]  nein [x] 

Fläche ist umzäunt ja [x]  nein [  ] Offener Zugang zur Fläche ja [  ]  nein [x] 

Augenscheinlicher Zustand  geordnet [  ] verwahrlost [  ] 

Grundstückszustand   

2. Aktuelle Nutzungen auf der Fläche   

 Wohnbebauungsfläche [x] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [  ]

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [x] 

Bemerkungen   

3. Aktuelle Nutzungen auf benachbarten Grundstücken  

 Wohnbebauungsfläche [x] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [x] 

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [x] 

Bemerkungen   

4. Ergebnis der Standortprüfung  

 Ausscheiden [  ] Gewerbe wurde auf dieser Fläche nicht betrieben [  ] 
 Gewerbe wurde betrieben, aber nicht im altlastenrelevanten Umfang [  ] 

 Gezielte Datennacherhebung [  ] Ortsbegehung erforderlich [  ] 
 weitere Aktenauswertung erforderlich [  ] 

 Altlastenverdacht wahrscheinlich [x] Gewerbe wurde im altlastenrelevanten Umfang betrieben [x] 
  Altlastenrelevante Auffälligkeiten oder Vorkommnisse [  ] 

 Zeitzeugenbefragung erforderlich [  ] 

Hinweis Klasse, teilweise unbekannte Dauer  

Bearbeiter / Bearbeiterin Umweltinstitut Offenbach (UIO), Jörg Dürrfeld  Datum 15.06.2010  





 

Stand der letzten Gewerbe-Datenerfassung April 2010  /  Bearbeitungsstand der Validierung Oktober 2010  /   17.08.2012  

Abschlussprogramm  
kommunale Altlastenbeseitigung 

 
Ortsbesichtigung Altstandorte 

 
Eigenbetrieb für Gebäude-  

und Umweltmanagement  

des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Lageplan  1 : 500 Pfungstadt / Pfungstadt 

Altis-Nr.        Aktenzeichen 6432018-1121-0230 

Lage Mühlstraße 12  /  Pfungstadt  2404

 

 



 
 
 

HESSISCHES LANDESAMT 

FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE 
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ALTFLÄCHENDATEI – INFORMATIONSBLATT 

 
* NICHT RECHTSVERBINDLICH* 

 
 

  

ALTIS – Nummer 432.018.040-001.028 

Datum des Datenabrufs: 10.08.2022 

 
 
 
 
 

Stammdaten:  

Art der Fläche: Altstandort  

Status der Gesamtfläche: Adresse / Lage überprüft (validiert) 

Arbeitsname: Ortsbesichtigung positiv (Validierung 2010) 

Kreis: Landkreis Darmstadt-Dieburg 

Gemeinde: Pfungstadt 

Ortsteil: PFUNGSTADT 

Straße, Hausnummer: Kaplaneigasse 56 

Rechtswert: 3471707 

Hochwert: 5518570 

Ost-Koordinate (UTM) 32471643 

Nord-Koordinate (UTM) 5516802 

 
 





- 3 - 

Seite 3 von 3 

Art Bearbeitungsstufe bei derzeitiger Nutzung bei Nutzungsänderung 
o. Bodeneingriffen 

Bemerkungen Fortsetzung 

      

 
Dies ist ein unverbindlicher Überblick über die Datenbankinhalte zu dieser Fläche. 





 

Stand der letzten Gewerbe-Datenerfassung April 2010  /  Bearbeitungsstand der Validierung Oktober 2010  /   17.08.2012  

Abschlussprogramm  
kommunale Altlastenbeseitigung 

 
Ortsbesichtigung Altstandorte 

 
Eigenbetrieb für Gebäude-  

und Umweltmanagement  

des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Lageplan  1 : 500 Pfungstadt / Pfungstadt 

Altis-Nr.  432.018.040-001.152 Aktenzeichen 6432018-1121-0209 

Lage Mühlstraße 18  /  Pfungstadt  2390

 

 



Abschlussprogramm kommunale Altlastenbeseitigung 
Fortschreibung und Validierung der Altflächendatei (Altstandorte) des Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Erfassungsformular Ortsbesichtigung Altstandorte – Pfungstadt Datum der Erstellung: 20.09.2010 

Erfassungsformular / 12.10.2010  / Mühlstraße_018_0002390_E2  

Mühlstraße 18 / Pfungstadt 0002390 

Altis-Nr.: 432.018.040-001.152  Aktenzeichen: 6432018-1121-0209 

Bezeichnung   

Info zur Lage   

Grundstück wurde begangen ja [  ]  nein [x]  Grundstück vollständig einsehbar ja [  ]  nein [x] 

1. Optische Auffälligkeiten / Vorkommnisse  Hinweis: Keine Angabe bedeutet unbekannt 

Sichtbare Kontamination ja [  ]  nein [x] Leerstehende Gebäude ja [  ]  nein [x] 

Freiliegende Abfälle/Lager ja [  ]  nein [x] Freiliegendes Gebinde ja [  ]  nein [x] 

Aufhaldung ja [  ]  nein [x] Grube ja [  ]  nein [x] 

Tank ja [  ]  nein [x] Umbau nach vermuteter Nutzung ja [  ]  nein [x] 

Fläche ist umzäunt ja [x]  nein [  ] Offener Zugang zur Fläche ja [  ]  nein [x] 

Augenscheinlicher Zustand  geordnet [  ] verwahrlost [  ] 

Grundstückszustand   

2. Aktuelle Nutzungen auf der Fläche   

 Wohnbebauungsfläche [x] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [x]

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [  ] 

Bemerkungen Aktuell: Boxschule Culcay; Fa. Alter Ego  

3. Aktuelle Nutzungen auf benachbarten Grundstücken  

 Wohnbebauungsfläche [x] Park- und Freizeitfläche [  ] Gewerbe- und Industriefläche [x] 

 Sonstige Fläche [  ] Oberirdische Gewässer [  ]  Klein- / Hausgärten [x] 

Bemerkungen   

4. Ergebnis der Standortprüfung  

 Ausscheiden [  ] Gewerbe wurde auf dieser Fläche nicht betrieben [  ] 
 Gewerbe wurde betrieben, aber nicht im altlastenrelevanten Umfang [  ] 

 Gezielte Datennacherhebung [  ] Ortsbegehung erforderlich [  ] 
 weitere Aktenauswertung erforderlich [  ] 

 Altlastenverdacht wahrscheinlich [x] Gewerbe wurde im altlastenrelevanten Umfang betrieben [x] 
  Altlastenrelevante Auffälligkeiten oder Vorkommnisse [  ] 

 Zeitzeugenbefragung erforderlich [  ] 

Hinweis Klasse, Art, lange Dauer  

Bearbeiter / Bearbeiterin Umweltinstitut Offenbach (UIO), Jörg Dürrfeld  Datum 15.06.2010  
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30.10.2022 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren " . 

Ich bin fur den Erhalt der Brauerel und gegen den Bau von Wohnungen auf dem Gelande der Brauerei aus 

i s \ den folgenden Griinden: 

Was wird aus den Arbeitsplatzen der in der Brauerei beschaftigen ca. 70 Mitarbeiter? 

Was muss man sich unter der Aussage preisgebremst vorstellen? Wie hpch vyerden die Kostgn fu_r eine 

Wohnung dort sein? Wird ein normal verdienender Arbeitnehmer sich eine Wohnung in diesem 

Wohngebiet finanziell leisten kbnnen? 

i i ist i [ olkerung mit eigenem Die Brauerei ist in der Lage im Falle von Umweltkafiq_strophen die Be_vo _ _ 

Brunnenwasser zu versorgen, welches Mineralwasserqualitat hat. Schon a1le|ne“d|ese Versorgung im 

Notfall ist viel wichtiger als der Bau von Luxuswohnungen, die uberall entstehen konnen. 

Die Prasentation durch Conceptaplan hat mich {berhaupt nicht iberzeugt. Die geplanten Hauser - zum 

Teil 7-stockig - verunglimpfen das Stadtbild und passen iberhaupt nicht nach Pfungstadt. [ch habfa mir 

letzte Woche das Gebiet im Hainer Weg am Henniger Turm angeschaut. Dort passen diese Hauser 

hin, aber das ist Frankfurt und nicht zu vergleichen mit unserem kleinen beschaulichen Pfungstadt. 

Die angepriesene Energieeffizenz ist véllig unrealistisch, viel zu wenig .Solarf um bei 500 Wohqungen, 

die mindestens 1000 Menschen und wahrscheinlich viel mehr mit Energie/Heizung versorgen mussen. 

Auch die Angaben was das Abwasser und Anfall von Mill betrifft waren nicht richtig. Die Brauerei hat 
keine Schadstoffe im Abwasser und auch keinen Mill in dieser Gréfenordnung. 

Wohin kommt die Ausfahrt aus der Tiefgarage? Die Hauptstrale ist jetzt schon Uberfullt und fasst die 
zusatzlichen Autos eines so groflen Wohngebietes Uberhaupt nicht. Auch das angepriesene 

Carsharing sowie Lastenfahrrader sind vollig unrealistisch. Nicht jeder hat den Luxus in Pfungstadt zu 
wohnen und zu arbeiten. Wer taglich zur Arbeit fahren muss, vielleicht vorher noch Kinder in 
Grippe/Kita/Schule abgeben muss, bendtigt ein eigenes Auto. Auch die Odenwaldbahn ist da keine 
wirklich grofle Hilfe, da muss man schon in unmittelbarer Nahe der Haltestellen seinen Arbeitsplatz 
haben, ansonsten funktioniert es nicht. Wenn man umsteigen muss ist es viel zu zeitaufwendig und 
nicht zuverlassig. Wenn hier taglich zahlreich die Autos aus der Tiefgarage kommen gibt das eine 
Katastrophe und nur noch Stau. Die Ausfahrt Giber die MiihistraRe ist auch nicht geeignet, da haben ja 
bereits die Anwohner ihre Einwande geaussert. Ein Wohngbebiet von dieser GroRenordnung direkt an 
der Hauptstrafle zu bauen ist einfach ungeeignet. Als Einkaufsquellen wurden die Lebensmittel Markte 
Rewe, Penny und Aldi genannt. Auch diese Markte sind jetzt schon viel zu klein und Gberfiillt. Im 
Grunde brauchten wir dann einen weiteren grolen Supermarkt. 

Die Brauerei kann wegen der vorhandenen Brunnenrechte nur am derzeitigen Standort weiter 
betrieben werden. Dies wurde bereits ausfihrlich kommuniziert und gepriift. Ich verstehe daher nicht, 
wieso bei der Prasentation in der Sport und Kulturhalle ein Zuruf aus der Ecke der Stadtverordneten 
kam, die Brauerei soll an einem anderen Ort neu bauen !' Ein Wohngebiet hingegen kann uberall 
entstehen. Ein Ausweichgrundstiick steht zur Verfiigung. Dort konnte man vermutlich sogar eine 
Zufahrt mit direkter Anbindung an die B 426 bauen. 

Die Brauerei existiert seit 191 Jahren und schreibt einen wichtigen Teil der Geschichte fiir Pfungstadt. 
Sie befindet sich in einem sehr guten Zustand. Das Hufeisen steht fiir das Pfungstadter Bier und ist 
auch ein Markenzeichen fiir unsere Stadt. Der Bekanntheitsgrad von Pfungstadt wird massgeblich 
durch das Pfungstadter Bier gepragt. Durch den neuen Anstrich der Fassaden, die neue Beleuchtung 
mit de:jn Hufeisen sowie die Beschriftung uvm. ist die Brauerei zu einem Aushangeschild fir Pfungstadt 
geworden. 

o























Anwohner bekommen zusätzlich Besuch von Dritten, die ebenfalls einen Parkplatz für 
den Besuchszeitraum benötigen. Dass Verkehrschaos bricht spätestens dann aus, 
wenn die Ein- und Ausfahrt zu den ohnehin wenigen Parkplätzen in den Tiefgaragen 
und von denen wir heute noch nicht wissen, ob sie tatsächlich so gebaut werden 
können, sich auch noch auf den mitunter meist befahrenen Straßen der Stadt befinden: 
der Mühlstraße und der Eberstädter Straße.  

Lärm und Geräuschkulisse ist ein wiederkehrendes Thema. In Dezibel: Wie laut ist die 
Brauerei in ihrer täglichen Arbeit? Und in Dezibel: Wie laut wird es in den nächsten 
Jahren durch Abriss und Bebauung bis zur Fertigstellung (mit hoher 
Wahrscheinlichkeit, dass auch samstags Arbeiten stattfinden)?  

Im Rahmen der öffentlichen Informationsveranstaltung am Abend des 26. September 
2022 ist oft das Argument gefallen, dass das Brauereigelände aktuell sehr versiegelt 
wäre und wenn die Wohnbebauung stattfindet, würden diese Flächen entsiegelt und 
begrünt werden. 

Haben Sie sich diese Flächen für das gesamte Areal ausrechnen lassen? Stand heute: 
Versiegelte Fläche versus Grünfläche und Stand nach der Quartiersentwicklung: 
Versiegelte Fläche versus Grünfläche. Da Sie von „städtebaulichem Nutzungsgefüge“ 
sprechen und die Überbauung von Brauereigelände sowie der angrenzenden 
Freiflächen geplant sind, muss auch diese betroffene Gesamtfläche betrachtet 
werden. Und vor allem: Wie viel Wasser wird benötigt, um die geplante Begrünung zu 
bewässern? Gerade wenn die Sommer immer heißer werden und diese „neuen“ 
Grünflächen in den ersten Jahren erst recht regelmäßig und viel Wasser benötigen, 
um nicht gleich wieder kaputt zu gehen. Steht das nicht entgegen den diesjährigen 
Appellen mit Süßwasser zu haushalten und dieses einzusparen? Wie lässt es sich 
dann auch noch vertreten, dass sogar 4 auf dem Brauereigelände vorhandene 
Trinkwasserbrunnen platt gemacht werden? 

Das jetzige Brauereigelände ist keine 100% versiegelte Fläche. Dort sind viele 
Grünflächen, Pflanzen und Bäume. Bienenfreundliche Blumen sind angepflanzt, in 
diesem Sommer ließen sich Gottesanbeterinnen finden und gerade in den 
Sonnenstunden, auch jetzt im Herbst huschen Eidechsen an einem vorbei. Das nur 
als Beispiel.  

Fraglich scheint generell inwieweit die aktuell denkmalgeschützten Gebäude und 
Keller letztendlich wirklich im Rahmen der Bebauung genutzt werden können? Mich 
interessiert inwieweit die Denkmalschutzbehörde bisher in die Bebauungspläne 
eingebunden wurde und welche Auflagen hier bereits kommuniziert wurden?  

Hat die Stadt Pfungstadt Sicherheiten, dass die Bebauung letztendlich ab 2024 auch 
wirklich stattfinden wird? Baukosten sind enorm gestiegen, zum Teil sind Materialien 
nicht verfügbar, vom Grundstein bis hin zu den Paneelen für die Photovoltaikanlagen.  

Am jetzigen Standort der Pfungstädter Brauerei ist seit Dezember 2020 kontinuierlich 
mit Blick auf eine lange Zukunft investiert worden – wahrscheinlich der beste Beweis, 



dass die Absicht ernst und ehrlich ist auch weiterhin das Pfungstädter Bier am Standort 
zu brauen.  

In vielen Städten des Landkreises, auch in Darmstadt, gibt es Leerstände. Ist es nicht 
sinnvoll auch diese Leerstände genauer zu beleuchten bevor neue Wohnungen gebaut 
werden? Ausländische Investoren kaufen auf, verlangen horrende Preise und lassen 
Wohnraum lieber leer stehen bevor er keinen hohen Gewinn abwirft. Auch springen 
bei aktuell geplanten Wohnprojekten die potentiellen Käufer im Moment wieder ab, 
weil die Kosten momentan so hoch sind, Projekte werden gestoppt, Bauruinen riskiert.   

Als potenzielle Ausweichfläche für die Wohnbebauung wird immer wieder der Grüne 
Weg genannt – nicht weit weg vom jetzigen Brauereigelände und von der Lage 
mindestens genauso attraktiv. Doch hier wird von Seiten der Stadt schnell 
abgewunken. Aber warum? Ist es nicht so, dass diese Fläche hinsichtlich der 
Erschließung viel weiter ist und hier viel schneller und einfacher gebaut werden kann? 
Der Grüne Weg hat ausreichend Fläche, liegt ruhig, aber trotzdem zentral, Parkplätze 
und Verkehr sind hier kein Problem. Im Gegensatz zum Standort rund um die Brauerei. 
Ein Wohnquartier auf einer freien, ungenutzten Fläche zu entwickeln, scheint aus 
meiner Sicht realisierbarer zu sein als ein historisch am Standort gewachsenes 
Unternehmen mit seiner internen Infrastruktur und technisch zusammenhängenden 
Energiekreisläufen abzureißen und neu aufzubauen.  
In der Bauleitplanung ist die Rede von „dringend benötigtem Wohnraum“. Wenn das 
so ist, warum baut man nicht am Grünen Weg und hat die ersten Wohnhäuser fertig, 
bevor der erste Bagger überhaupt auf das Brauereigelände rollt? 

Bitte bedenken Sie, dass die Pfungstädter Brauerei ein in der Region wirtschaftendes 
Unternehmen ist. Die Pfungstädter Brauerei schafft direkt und indirekt Arbeitsplätze – 
und zwar in unserer Region. In der Brauerei selbst sind in den letzten Monaten 
Arbeitsplätze aufgebaut worden, Einstellungen sind geplant, und generell ist die 
Brauerei wieder spürbar attraktiver für ArbeitnehmerInnen. Die Rohstoffe werden von 
regionalen Landwirten bezogen (direkt aus dem hessischen Ried), die Brauerei ist z.B. 
Kundin der Malzfabrik in Pfungstadt und vielen weiteren Unternehmen in Pfungstadt 
und der Region. Gleichzeitig ist die Brauerei Dienstleister und Lieferant und unterstützt 
auf diese Weise viele Vereine in unserer Region, viele Festveranstaltungen, Städte 
und den Landkreis, die hessische Landesvertretung, Gastronomen, den 
Lebensmitteleinzelhandel, Getränkefachgroßhändler. Viele Menschen werden durch 
den Verlust der Pfungstädter Brauerei beeinflusst werden – viel mehr wahrscheinlich 
als uns heute bewusst ist.  

Die Brunnen mit den dazugehörigen Rechten machen es unmöglich den jetzigen 
Standort zu verlassen. Wo bekommt man heute noch die Genehmigung Brunnen zu 
bohren? Aus den aktuellen Brunnen kommt Trinkwasser – sogar die 
Mineralwasserqualität aus der Hufeisen-Quelle am jetzigen Standort ist beurkundet.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Weltsituation muss ich nicht erwähnen, dass es 
wichtiger denn je ist zu wissen wo Lebensmittel (in diesem Falls sogar lebenswichtiges 
Wasser!) herkommen und vor allem dass diese aus der Region stammen. Im Falle der 




